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Expedition: Herrenſtraße Nr. 20. Außerdem übernehmen alle Poſt⸗ 
Anſtalten Beſtellungen auf die Zeitung, welche Sonntag und Montag 
einmal, an den übrigen Tagen zweimal erſcheint. 


Sonnabend, den 15. Fehruar 1862. 


Telegraphiſche Depeſchen und Nachrichten. 

Frankfurt a. M., 14. Febr. Heute Morgen ziehen in 
Hanau Steuer⸗Exekutoren, begleitet von einer Abtheilung 
Pionniere, umher, um mit Dietrichen und Brecheiſen die 
Geldſchränke der Steuer-Verweigerer zu erbrechen. Hanauer 
Schloſſer verweigerten dieſe Dienſtleiſtung. 

Paris, 15. Febr. Herr Mon bleibt ſpaniſcher Geſandter in Paris. 

Die Adreßdebatte wird am Montag beginnen. 

Der „Patrie“ zufolge verlangt Erzherzog Maximilian, daß, ehe er ſich 
über feine Candidatur für den mexikaniſchen Thron erkläre, Mexiko feinen 
Wunſch nach einer conſtilutionellen Monarchie ausſpreche, ſo wie ſich darüber 
erkläre, welchen Souverain es wünſche. 

Turin, 13. Febr. In der Deputirtenkammer haben Interpellationen, 
die weitere Befeſtigung Anconas betreffend, ſtattgefunden. Bixio und Per⸗ 
ſano conſtatirten, daß es wichtig ſei, die Arbeiten zu beſchleunigen, denn im 
Falle eines Krieges mit Oeſterreich werde jener Platz eine Baſis für die 
Operationen ſein. Nach erfolgter Erklärung des Miniſters ging man zur 
Tagesordnung über. 


Preuſen. 


£andtags-Verhandlungen. 
Neunte Sitzung des Hauſes der Abgeordneten. 

Präſ. Grabow eröffnet die Sitzung um 10% Uhr. — Am Miniſter⸗ 
tiihe: v. Bethmann-Hollweg, v. d. Heydt, v. Bernuth, Graf Pückler. Der 
Miniſter der auswärtigen Angelegenheiten Graf Bernſtorff als Reg.⸗Comm. 
und der Geh. Leg.⸗Rath Abeken, ſpäter v. Roon. 

Die Zuſchauertribünen find überfüllt, die Diplomatenloge iſt ſtark beſetzt, 
ebenſo die des Herrenhauſes, auch in der Hofloge ſind einige Beſucher er⸗ 


ſchienen. 

Präſ. Grabow publizirt die (ſchon bekannten) Wahlen zu Commiſſionen, 
den Entritt einiger neuen Abgeordneten, einige Urlaubsgeſuche. 

‚Der von dem Abg. Waldeck eingebrachte Geſetzentwurf, betreffend die 
Wiedereinführung der ländlichen Gemeindeordnung von 1850, wird der Ge⸗ 
meindeweſen⸗Commiſſion überwieſen; ein von den Abg. Grafen Bethuſy⸗ 

uc, v. Denzin u. A. eingereichter Geſetzentwurf, betreffend die ländliche 
Polizeiverwaltung in den öſtlichen Provinzen, geht an die für die Reg.⸗Vor⸗ 
lage gleichen Zweckes niedergeſetzte Commiſſion. Der (schon mitgetheilte) 
Antrag der deutſchen Fortſchrittspartei, betreffend die deutſche Frage, iſt von 
dem Abg. Schulze (Berlin) und Gen. eingebracht worden, ein denſelben 
Gegenſtand betreffender Antrag iſt ferner von dem Abg. Albrecht u. Gen. 
eingereicht. Beide gehen an eine beſonders zu wählende Commiſſion von 
21 Mitgliedern. { k 

„Die Abg. v. Carlowitz, Michaelis und Strohn haben einen von 141 Mit⸗ 
gliedern an Antrag auf Anerkennung Italiens (der Wortlaut iſt 
bereits mitgetheilt) vorgelegt; derſelbe geht nach dem Wunſche des Antrag⸗ 
ſtellers, Abg. v. Carlowitz, wegen ſeines Zuſammenhanges mit der deutſchen 
Frage an die für die Anträge Schulze und Albrecht beſtimmte Commiſſion. 

or dem Eintritt in die Tagesordnung nimmt der Miniſter Graf Bern⸗ 
ſtorff das Wort, um die Handelsverträge mit Japan und China, jo wie 
den Vertrag mit Hannover wegen des Stader⸗Zolles zur Ratification vorzu⸗ 
legen. Auß Antrag des Abg. Reichenheim gehen die erſten beiden Vorlagen 
an die Commiſſion für Handel und Gewerbe, die dritte an die Finanz⸗ 
Commiſſion. 5 

Ehe man in die Tagesordnung eintritt, regt der Präsident die 4 — 
an, welche der Antragſteller am Schluß der Debatte das Wort haben ſollen. 
Er iſt der Meinung, daß, da die Antragſteller ſich über die Reſolution der 
Commiſſion geeinigt, nur einer derſelben, über den die Abgeordn. Bürgers, 
v. Sänger, Virchow ſich zu einigen hätten, das Wort erhalten ſolle. Abg. 
Waldeck glaubt dagegen, daß ihrer zwei, der Abg. Virchow einerſeits, der 
Abg. Sänger oder Bürgers 9 75 zum letzten Wort zuzulaſſen ſeien. 
Die Majoriiät tritt dem letzteren Vorſchlage bei. Der erſte Redner iſt 
Abg. Tweſten: Es hat ſich auf den meiſten Seiten dieſes Hauſes eine 
erfreuliche Uebereinſtimmung in dieſer Frage herausgeſtellt, und auch die 
Regierung theilt nach der Erklärung des Herrn Miniſter des nien 
in der Commiſſion dieſe Ueberzeugung, ſoweit ſie ſich in ihren weſentlichen 
Ausgangspunkten in der liberalen Majorität dieſes Landes ſeit den An⸗ 
fängen dieſer unglückſeligen Angelegenheit feſtgeſtellt hat, unbeirrt durch den 
bisherigen Erfolg. Die Ueberzeugung der Regierung ſteht ſeit dem Jahre 
1859 feſt, wo Herr v. Schleinitz die Competenz des Bundes zu ſeinen Be⸗ 
ſchlüſſen vom J. 1852 und 1860 beſtritt und die Rückkehr zur Verfaſſung 
von 1831 als geboten hinſtellte. Die Rückſicht der Moral, des Rechts und 
der Billigkeit fordere gebieteriſch, daß dem heſſiſchen Volke ſeine alte Ver⸗ 
faſſung zurückgegeben werde. Miel dieſe Uebereinſtimmung herrſcht mehr 
über die Zwecke als über die Mittel. Deshalb iſt ein Ausſprechen darüber 
erforderlich. Im Jahre 1852 hat der Bundestag verſchiedene Beſtimmun⸗ 
gen der heſſiſchen Verfaſſung vom Jahre 1831 als bundeswidrig bezeichnet, 
einer Verfaſſung, die 21 Jahre lang in anerkannter und ungeſtörter Wirk⸗ 
ſamkeit geweſen iſt, und von der Anſicht ausgehend, daß die einzelnen Theile 
mit dem Ganzen in untrennbarem Zuſammenhang ſtänden, dem Kurfürſten 
die Verleihung einer andern Verfaſſung aufgegeben. Der Kurfürſt 15 ſich 
darauf nicht beſchränkt: er hat nicht blos eine, ſondern drei Verfaſſungen 
nacheinander octroyirt; aber keine von ihnen iſt in Wirkſamkeit getreten. 
Der Bundestag hat aber durch ſeine Beſchlüſſe in der heſſiſchen Verfaſſungs⸗ 
Angelegenheit, 155 Competenz unzweifelhaſt überſchritten, denn nach der 
Beſtimmung ſeiner Grundgeſetze hat er wohl das Recht gehabt, rechtswidrig 

eitörte oder geſtürzte Verfaſſungen wiederherzuſtellungen, in Kraft befind⸗ 
iche zu erhalten, nicht aber rechtmäßige Verfaſſungen außer . zu ſetzen. 
Nach Art. 56 der Schlußacte können bundeswidrige Verfaſſungsbeſtimmun⸗ 
gen nur auf verfaſſungsmäßigem Wege geändert werden. Der Abg. Rei⸗ 
chenſperger hat zwar einen Perbefſeungsantrag eingebracht, der von der 
Anſicht ausgeht, daß bundeswidrige Beſtimmungen auch auf andere Weiſe 
ausgemerzt werden könnten. Indeß find die Paragraphen der Bundesacte, 
auf die er ſich beruft, nicht zutreffend. Der eine (J 27) ſett Bundeshilfe 
gegen offenen Aufruhr voraus, der andere ſtellt beſtimmte Regeln auf, ge⸗ 
gen welche die Verfaſſung der einzelnen Länder nicht verſtoßen dürfe. Man 
kann aus dieſen Beſtimmungen jedenfalls das Recht des Bundes zum Ein⸗ 
ſchreiten nicht herleiten; denn vorher müßte doch auf verfaſſungsmäß gem 

ege eine Aenderung verſucht werden. Im Sturme der Reactien ſogar, 
im Jahre 1852 haben daher mehrere deutſche Regierungen, fühlend, daß 
eine ſolche Machtbefugniß des Bundestages nicht zu rechtfertigen ſei, gegen 
dieſelbe proteſtirt. Bei einer ſolchen Ausdehnung der Bundesgeſetze wie ſie 
Herr Reichenſperger annimmt, kann kein Rechtszuſtand eines Volkes beſtehen, 


iſt keine Verfaſſung vor Umſturz ſicher, wenn die Vertreter der deutſchen 
Re . — Bundesverſammlung zu Frankfurt a. M. einſeitig be⸗ 
ſchlleßen können, eine rechtmäßige Verfaſſung außer Wirkſamkeit zu jeben. 
Die Frivolität, mit welcher indeß in dieſer Frage mit dem heiligen Rechte 
eines Volles umgeſprungen worden, erbält aber dadurch die grellſte Beleuch⸗ 
tung, daß, obgleich der Bundestag angeblich wegen bundeswidrigen Beſtim⸗ 
mungen die heſſiſche Verfaſſung außer Kraft geſetzt, weder der Bundestag 
noch die kurfürſtliche Regierung ſich gemüßigt efunden haben, dieſe bundes⸗ 
widrigen Beſtimmungen zu bezeichnen. Der Bundestag hat die Verfaſſung 
allerdings nicht ſelbſt geprüft, ſondern ſich lediglich auf die Berichte 75 
Commiſſion geſtützt. Die badiſche Regierung hat in ihrer bekannten ur 
ſchrift auf jene Beſtimmungen der heſſiſchen Serfaire hingewieſen, die 
bundeswidrig gelten könnten, und nachgewieſen, daß keine dieſer e 
gen exiſtire, die nicht auch in den Verſaſſungen anderer deutſcher Staa en 
wnbeanftandet enthalten ſeien. Die badiſche Denkſchrift nennt das Verfah⸗ 
ten des n „eine erſchreckend naive Ser e jeder beliebi en 
Zuftändigteitsüberichreitung“, eine „ſtaunenswerthe Verwirrung daf = 
Mißtennung des poſitiven Rechts“, fie bezeichnet daſſelbe als 
„doctrinären Eifer für ein willkürliches Staatsideal, welches in jameipenbem 
Widerſpruch mit den Anſchauungen der lebenden Generation ſtehe“, als 
„abnorme Ungebeuerlichkeiten — ſtaatsrechtliche Idioſynkraſien, für welche 
der Beſitz der Macht benutzt wird. (Die Verleſung dieſer Stellen der badi⸗ 
ſchen Denkſchrift wird von den Mitgliedern der liberalen Fractionen mit 
uſtimmendem Rufe begleitet.) So brandmarkt die badiſche Regierung die 
Mache und die Männer. (Hört, hört!) Ein Mitglied der Commiſſion hat 


griffe“, eine „ 


darauf hingewieſen, daß auch bei uns octroyirt worden ſei, und hervorgeho⸗ 
ben, daß ein ſo ſtarres Feſthalten am formellen Recht auch bei uns nicht 
gefrommt haben würde. Aber ſollten wir dem heſſiſchen Volke daraus wirk⸗ 
lich einen Vorwurf machen können, daß es nicht Luft hat, einer Regierun 
auf jeden neuen, durch einen Rechtsbruch geſchaffenen Rechtsboden zu folgen? 
Wir wiſſen Alle, daß auch in Mecklenburg, Hannover die verfaſſungsmäßig 
arantirten Rechtszuſtände geſtört ſind, daß auch bei uns erſt eine neue Ver⸗ 
faſſung und dann eine neue Wahlordnung octroyirt worden iſt, aber ich er⸗ 
innere daran, daß auch bei uns nicht blos die Demokratie, ſondern auch 
Herr v. Vincke ſich lange Zeit der Wahl nach der Verordnung vom Mai 
1849 enthalten haben, und will die damaligen Maßregeln hier nicht verthei⸗ 
digen; ich glaube vielmehr, daß uns dies Alles nichk das Recht giebt, an⸗ 
dächtig auszurufen: „Ich danke dir, daß ich nicht bin wie jene“, weit eher: 
„Gott ſei uns Sündern gnädig“! (Bravo von beiden Seiten.) 


Wir haben in der That keinen Grund zur Ueberhebung, keinen zum Ta⸗ 
del des heſſiſchen Volkes. Ein ſolcher würde vielmehr bedeuten: weil das 
Recht des heſſiſchen Volkes ſo lange nicht geachtet worden, müſſe ihm daſ⸗ 
ſelbe noch länger vorenthalten werden. Außerdem lag die Sache bei uns 
noch anders. Neue Geſetze wurden in unſerer Reactionsperiode gebrochen 
in Kampf und Leidenſchaft der erſt kurze Zeit bewußt gewordenen Gegen⸗ 
ſätze; handelte es ſich doch erſt um den Uebergang zu einem 1 
mäßigen Zuſtande. In Heſſen ei es einem boshaften Zerwürfniß mit 
einer in einem zwanzigjährigen Zeitraume bewährten Verfaſſung, die man 
durch hohle Vorwände beſeitigen wollte. Man ſagt im Allgemeinen mit 
Recht, daß das Leiden eines ganzen Volkes nie ſo groß werden könne, als 
das Maaß des Unglücks, das den Einzelnen treffen kann. 8˙ Heſſen dage⸗ 
gen hat das allgemeine Leiden mit furchtbarer Wucht auch den Einzelnen 
niedergeworfen, und man muß anerkennen, wenn das heſſiſche Volk trotz der 
ſprüchwörtlich gewordenen Mißhandlung, die es unter der Regierung des 
Vaters, des Sohnes und des Enkels (lebhaftes Bravo) erfahren, an der 
Fahne des Rechts unausgeſetzt feſtgehalten hat, daß es die allgemeine Theil: 
nahme verdient, daß es ſich um die Stärkung des Rechtſinns verdient ge⸗ 
macht hat, daß es dem alten Satz zu Ehren verholfen: Recht muß doch 
Recht bleiben. Wenn irgendwo, ſo iſt der Ausſpruch eines berühmten Red⸗ 
ners, den ich 9 77 in dieſem Hauſe vermiſſe, auf Kurheſſen anzuwenden: 
„daß das Unrecht ſchamlos einherſchreite.“ Herr von Manteuffel hat da⸗ 
mals, als er ſeine Erklärung über die Revolutionäre im Schlafrock und 
Pantoffeln abgab, geäußert: „Es wehe keine der ge günftige Luft 
durch Europa.” Seitdem iſt ein neuer günftiger Wind gekommen und 
hat Hrn. v. Manteuffel ſelbſt in ſeinem erſten Wehen hinweggenom⸗ 
men. Sollte derſelbe nicht ſtark genug ſein, nun dann muß er ſtärker 
werden und namentlich dem heſſhchen Volke zu Gute kommen. Denn 
dieſer heſſiſche Streit verletzt auf das Tiefſte das Rechtsbewußtſein und ge: 
fährdet auf das Höchſte das monarchiſche Prinzip. Das monarchiſche Prinzip 
wird durch den reinen Abſolutismus, wie er in Heſſen beſteht, nicht geſtärkt, 
und alle Regierungen müßten ſich beſtreben, endlich dieſem Streit ein Ende 
zu machen, dem Rechte wieder Geltung zu verſchaffen. Beſonders erfordert 
dies die Ehre der preußiſchen Regierung, denn in Heſſen iſt ein guter Theil 
preußiſcher Ehre verpfändet. Die heſſiſche Frage war im Jahre 1850 weſent⸗ 
lich eine elta Frage. Preußen hatte ſich von den Stürmen des Jahres 
1848 verhältnißmäßſg raſch erholt und ſtand trotz der ausgeſchlagenen Kaiſer⸗ 
krone in einer ſtarken Stellung da. Seine Waffen beſchäzten, wie Herr 
v. Manteuffel ſagte, Danlbare und Undankbare. Aber in eine klägliche 
Tendenzpolitik verſtrickt und in doctrinärer Weisheit Beſtrreis es die Be⸗ 
nutzung dieſer ſtarken Stellung. Inzwiſchen hatte ſich Oeſterreich erholt und 
lechzte danach, Preußen „jr die 9 9 die es bis dahin in Deutſchland. 

i Holſtein wurde den Dänen überlaſſen und der Kur⸗ 
N ar trennte ſich in dem Augenblick von der Union, indem er 
ſich zugleich einer verhaßten Verfaſſung zu entledigen trachtete. Er berief 
Haſſenpflug zu ſeinem Miniſter, jenen Haſſenp 15 der vielleicht die 
gehäſſigſte Erſcheinung iſt, die in der deutſchen Geſchichte aufgetreten. 
(Lebhaftes Bravo) Schwarzenberg aber, dem es lediglich um Preußens 
1 zu thun war, ſchloß das Bündniß mit Baiern und 
Würtemberg. In Preußen wurde der bekannte Bruch mit der Revolution 
vollzogen, kamen die Tage der olmützer Buße, das Syſtem der ſogenannten 
Solidarität der conſervativen Intereſſen, und die preußiſche Regie⸗ 
rung betheiligte ſich in reactionärem Eifer ſelbſt an der Unterdrückung 
des heſſiſchen Volkes, die eigens zum Hohn und zur Schmach Preu⸗ 
ßens beſchloſſen worden war. Preußen hat daher viel Unrecht wieder gut 
u machen. Bis zum Jahre 1859 hat das wackere heſſiſche Volk allein ge⸗ 
fänp t, von da ab trat Preußen für die alte Verfaſſung ein und hat gegen 
die Bundesbeſchlüſſe von 1852 und 1860 proteſtirt. Darüber ſind wir alſo 
Alle einig, daß die Rückkehr zur Verfaſſung der einzig mögliche Weg zur 
Löſung der heſſiſchen Frage it. Nur in zwei Punkten ſteht nach den Er⸗ 
klärungen des Hrn. Miniſters des Auswärtigen in der Commiſſion dieſe 
Uebereinſtimmung noch in Frage. Dieſe find, ob die Reviſion der Einfüh⸗ 
rung der Verfaſſung vorangehen ſoll, ob der Bundestag oder eine auf Grund 
des Wahlgeſetzes von 1849 berufene Verſammlung die etwa nöthigen Abs 
änderungen zu beſchließen habe. Ich halte die Wiederherſtellung, und zwar 
die fofortige Einführung der alten Verfaſſung ohne Zuziehung des Bundes⸗ 
tages, für den einzig richtigen Weg. Ihre Commiſſton iſt ſogar der Anſicht, 
daß eine ſolche Reviſion gar nicht nöthig ſei, jedenfalls aber dürfen die durch 
Recht und Politik gebotenen Abänderungen nur auf verfaſſungsmäßigem 
Wege vorgenommen werden. Es könnte andernfalls leicht ein Widerſpruch 
des heſſiſchen Volkes erfolgen, wenn man ihm nur das halbe Recht, nicht 
ſein ganzes gewährte. Das muß man doch zugeben, daß das Wahlgeſetz 
von 1849 ebenſo zum verfaſſungsmäßigen Zuſtande gehört, wie die Verfaſ⸗ 
jung ſelbſt. Ein difjentirendes Mitglied hat in der Commiſſion die Meinung 
aufgeworfen, daß ſie durch ihren Antrag weder das Haus noch die Regie⸗ 
rung in der Löſung der kurheſſiſchen Frage fördere und denſelben mit den 
Monologen in der franzöſiſchen Deputirtenkammer über die Wieverherſtel⸗ 
lung Polens verglichen. Ich bin dagegen der Meinung, daß dieſe Frage 
nicht ruhen gelaſſen werden darf, da Macht und Ehre Preußens davon bes 
troffen iſt; die Regierung beſitzt die Mittel, um ſie zu einem 
chen Austrag zu bringen, und es iſt kein bloßes Gerede, kein eitles Coquet⸗ 
tiren, welches wir in unſerem Antrage bezwecken, ſondern ein wohlüber⸗ 
legter ausführbare Rath, den wir der Regierung ertheilen wollen. Wir 
überlafjen der Regierung die Wahl der Mittel, um dieſen Rath zur Aus: 
führung zu bringen, müſſen uns aber als Rathgeber dieſer Mittel bewußt 
ſein. Dieſe Mittel ſind doppelter Art: nämlich am Bundestage durch eigene 
Action. Ohne mich über die Rechtsbeſtändigkeit des Bundestages hier aus⸗ 
zuſprechen, wird man zugeben, daß der Bundestag thatſächlich beſteht. Ich 
halte daher dieſen Weg nicht für unguläin Der Bundestag allerdings iſt 
nicht kompetent, um rechtsbeſtändige Verfaſſungen umzuſtürzen, wohl aber, 
um ſolche wiederherzuſtellen. Die frühern Beſchlüſſe des Bundestages find, 
wie die badiſche Denkschrift ſchlagend ausführt, durchaus 1 und es ftände 
daher nichts im Wege, eine andere Politik vorzuſchlagen. ur wäre eine 
Politik in dem Sinne einer Kundgebung, daß nichts der Wiedereinführung 
der Verfaſſung im Wege ftehe, nicht genügend: Preußen müßte das Verlan⸗ 
25 ſtellen, daß der Kurfürſt aufgefordert werde, die alte Verfaſſung wieder 
erzuſtellen, event. aber Bundesexekution beantragen. Preußen hat aber be⸗ 
reits erklärt, daß es die kurheſſiſche Verfaſſungsfrage nicht blos als eine rein 
heſſiſche betrachte, und ſich ſein Einſchreiten vorbehalte. Ein ſolches kann 
dahin verſtanden werden, daß das kurheſſiſche Volk gegen feindliche Inter⸗ 
vention geſchützt ſei. Es könnte aber eine aktive Intervention unter Um⸗ 
ſtänden nicht zu vermeiden fein, wenn das kurheſſiſche Volk zur Steuerver⸗ 
weigerung und zum Aufſtande ſchritte und die fremde Intervention abzuhalten 
wäre. Ob und wenn die Zeit zum Einſchreiten der 1 gekommen 
fein wird, muß allerdings ihrer eigenen Erwägung vorbehalten bleiben, Noth⸗ 
wendig aber iſt, daß die Staatsregierung offen und energiſch ihre Meinung 
ausſpricht. Nur durch beſtimmtes Ausſprechen wird die öffentliche Meinung, 
das ſicherſte Garant des Erfolges, gewonnen; die Geltendmachung eines be 
ſtimmten Willens ift die befte Stüge unſerer Politik. Man wird einwenden, da 
der Antrag nicht zeitgemäß ſei; man wird auf die Iſolirung Preußens und 
die jüngſten Noten hinweiſen. Trotzdem habe ich die Ueberzeugung, daß die 
deutſchen Regierungen, gedrängt von der öffentlichen Meinung, von dem 
Druck ihrer Stände nicht wagen werden, dem beſtimmt ausgeſprochenen 
Willen Preußens entgegenzutreten und Scheu vor dem offenkundigen Unrecht 
haben werden. Sie werden im Hinblick auf die Vorgänge in Italien die 


erzielt, zu züchtigen. 
fürſt von 9 


auf dem Boden des legalen 


lückli⸗“ F 


Gefahr für ihre Dynaſtien ſcheuen. Das deutſche Volk hat ja nur die Wahl 
zwiſchen Freiheit und Deſpotismus. Jedenfalls aber — Preußen das 
Seine thun. Worauf ſollen wir jetzt, nachdem drei Thronreden ſich mit 
dieſer Frage beſchäftigt, noch warten? Wie lange wollen wir noch bedauern, 
ſtatt zu handeln? Die Frage muß endlich von der Tagesordnung entfernt 
werden; das fordern die preußiſchen Intereſſen, die preußiſche Ehre, das 
preußiſche Wort. Das erhabene Wort des Königs: die Welt muß wiſſen, 
daß Preußen überall das Recht zu beſchützen bereit ſei, muß endlich eingelöſt 
werden. Eine Umkehr iſt unmöglich und jedes Zögern wäre verderblich. 
Nur ein raſches Vorwärtsgehen ſichert uns die Freunde, auf die wir allein 
zu zählen haben. Nur das Zurückweichen der Starken macht die Schwa⸗ 
chen muthig. (Bravo.) Deutſchland erwartet, daß Preußen endlich ſeine 
Pflicht thue. M. H., wir müſſen den Rath geben, zu handeln, ehe es zu 
ſpät iſt. Ich hoffe, daß Sie den Antrag Ihrer Commiſſion mit überwälti⸗ 
gender Majorität annehmen werden. (Anhaltendes Bravo.) 

Miniſter der auswärtigen Angelegenheiten Graf Bernſtorff: Meine 
Herren! Was die Stellung der Staatsregierung zu dem vorliegenden An⸗ 
trage anbetrifft, ſo kann ich mich nur auf die Erklärung beziehen, welche ich 
in der Commiſſion abgegeben habe, und die in dem Berichte der letzteren dem 
155 Hauſe wörtlich vorliegt. Die Staatsregierung beharrt auf ihrem frü⸗ 

eren Standpunkte und hält daran feſt, daß eine jede Abänderung der kur⸗ 
heſſiſchen Verfaſſung von 1831 — auf die Ausſonderung bundeswidriger 
Beſtimmungen — zunächſt auf verfaſſungsmäßigem Wege und unter! it⸗ 
wirkung der verfaſſungsmäßigen Stände zu erfolgen habe. Sie auf dieſem 
Standpunkte zu unterſtützen, glaube ich auch als die Abſicht des Antrages 
der Commiſſion zu erkennen. Die Wiederherſtellung des öffentlichen Rechts⸗ 
zuſtandes in Kurheſſen iſt ihr Ziel. Ueber die Mittel und Wege aber, dahin 
zu gelangen, und die hierbei möglichen Eventualitäten, kann ſie in keine 
Discuſſion eintreten, beſonders in dieſem Augenblick, wo die Frage wieder 
an den Bundestag gebracht und dadurch Gegenſtand der 3 zwiſchen 
den Bundesregierungen geworden iſt. Ich glaube übrigens, das Vertrauen 
des Hanſes in Anſpruch nehmen zu dürfen, daß die Regierung Nichts unters 
laſſen werde, was dahin führen kann, dieſes Ziel zu erreichen. 

Abg. Reichenſperger: Die Competenz des Bundes in der heſſiſchen 
Verf.⸗Frage könne man nicht a die Art. 57 und 58 der wiener 
Schlußakte wieſen ein unbeſtreitbares Recht nach, den Verfaſſungen der Ein⸗ 
jelltnnten Schranken zu ziehen; jede andere Bundesvexfaſſung, wie z. B. die 
ſchweizeriſche und amerikaniſche, enthielte ganz ähnliche Beſtimmungen. Art. 61 

ebe ſogar dem Bunde das Recht, zu inkerveniren, wenn in Folge von Ver⸗ 
faſſungsſtreitigleiten Unruhen in einem Bundesſtaate entſtänden. Auch ſeien 
alle competenten Factoren ſtets über dieſe Zuſtändigkeit des Bundes einig 
geweſen. In Bezug auf Kurheſſen ſei man dahin übereingekommen, die 
Verf. von 1852 als ein legales Proviſorium beſtehen zu laſſen, bis bundes⸗ 
widrige Beſtimmungen aus der Verf. von 1831 ausgemerzt ſeien. Was ſei 
nun anders möglich, als eine Ausgleichung zu verſuchen, und zwar in dem 
Sinne, daß die Bundesverfammlung ſelbſt ihren Beſchluß vom J. 1852, 
der doch nicht unabänderlich ſei, in geeigneter Weiſe modificire? Selbſt die 
badiſche Regierung, welche man jetzt als Muſter aufſtelle, halte an dieſem 
allgemeinen Standpunkt feſt, und wünſche nur eine Abänderung der bundes⸗ 
widrigen Artikel der heſſ. Verf. auf dem Wege des Beichlufee durch die 
Landesverſammlung; das exekutive Recht des Bundes beſtreite auch ſie nicht. 
Das Schlimmſte ſei, daß in dieſer Rechtsangelegenheit eine rein E 
Verſammlung entſcheide, daß wir kein Bundesgericht hätten, welches ſei⸗ 
nen Entſcheid in einer ſo hochwichtigen Angelegenheit geben könne. Die 
Zweifel an der Competenz des Bundes ſeien erſt in neuerer Zeit, nach 1859 
entſtanden. Bis dahin habe ſich auch die heſſiſche Landesvertretung 
ane gehalten, und fi mit det 
Regierung in den wichtigſten Punkten verſtändigt. Aehnliche Verände⸗ 
rungen, wie in Kurheſſen, ſeien ja auch bei uns vorgekommen, und man 
dabe ſich nachher doch geeinigt. Ueberall, wohl in allen Ländern, in allen 
modernen Verfaſſungen gebe es Punkte, wo die Continuität des Rechtes u 
höre, wo irgend eine Lücke in der legalen Baſis des Rechts ſei. Deshalb 
dürfe man auch in Kurheſſen an einer gütlichen Ausgleichung nicht verzwei⸗ 
feln. Freilich glaube er ſo wenig, wie die badiſche Regierung, daß die Bun⸗ 
desverſammlung die Hand dazu bieten werde, ihren Beſchluß vom Jahre 
1852 in der erwünſchten Meile zu ändern. Aber welche anderen Vorſchläge 
wüßte denn die Partei zu machen, die den Heſſen helfen wolle, und der es 
vielleicht weniger um die Wiederherſtellung des Rechts, als um die Bethäti⸗ 
ung politiſcher Sympathien zu thun ſei? 9 Partei vereinige die kur⸗ 
beſſtſche gende mit der deutſchen, übernehme aber damit auch eine ſehr 
ſchwere Verantwortlichkeit. Die heſſiſche Frage ſei dieſer Partei nicht Zweck, 
ſondern Mittel zu einem andern Zweck. (Bravo rechts.) Einſt werde das 
heſſiſche Volk vielleicht fragen, wie man es habe verſuchen können, gerade 
ſein Recht, ſeine Leiden in die Waagſchale za legen zur Erreichung eines 
anderen Zweckes, zur Erledigung der deutſchen Frage! Und ſelbſt, wenn 
man nichts gegen dieſes Verfahren nichts einwenden wolle, wie könne man 
denn Deutſchland in dieſer Frage helfen? Man ſprach davon, daß die In⸗ 
tervention des Bundes oder eines andern Staates nicht zu dulden ſei. An⸗ 
dererſeits aber wolle man den Heſſen „ im Fall eines Wider⸗ 
ſtandes gegen die Regierung zugeſichert wiſſen. ie könne man das vermö⸗ 
gen? elches Recht ſolle denn leitend ſein? Wohin ſolle eine Action füh⸗ 
ren? Wer ſolle löſchen, wenn in Kurheſſen eine Revolution ausbreche? 
Das Alles möchten diejenigen bedenken, die zu einer poſitiven Action dräng⸗ 
ten. Eine Einigung fi nur durch einen möglichſt engen bundesmäßigen 
Zuſammenſchluß herbeizuführen. Wer für Kurheſſen mit dem Schwert agi⸗ 
ren wolle, biete dem deutſchen Volke die Stirn, nicht der, der vielleicht mit 
. Bataillonen die Ruhe in ne wiederherſtellen wolle. 
aß dieſe Frage ein Krebsſchaden ſei, wiſſe er ſehr gut, und bedaure, 
daß die heſſiſche Regierung die ruhigen Jahre nicht benußt, um eine Cini⸗ 
ung herbeizuführen. Aber es ſei dork eine eigenthümliche Lage. Dem 
J regiment, das man 1815 wieder eingeführt habe, ſei nach dem erſten 
ollen des Kanonendonners in Paris die Revolution in Kaſſel, dann eine 
gefolgt, die keine Ruhe in ihrem Gefolge gehabt. 
ortwährende Streitigkeiten, fortwährende Anklagen hätten bewieſen, daß 
ein mißlicher tiefer Schaden durch das heſſiſche Staatsleben gehe. Der 
Schaden aber 10 anderswo, als wo die Parteien ihn ſuchten. Nur der 


ultraliberale Verfaſſun 


perſönliche Einfluß der deutſchen Fürſten könne helfen. Dieſe müßten ein⸗ 
fehen, daß auch ihnen dieſe ungelöſete Frage ſchade, daß das monarchiſche 
Prinzip durch dieſelbe leide. Dieſe Rückſichten müßten maßgebend werden. 
Dann ſei der Weg zur Einigung gefunden. Wenn die Fürſten nach dieſer 
Seite hin arbeiteten, ſei ihnen die Zuſtimmung des ganzes Vaterlandes 
ſicher. (Bravo.) 

Abg. Virchow: Es ift ein gutes Omen, daß heute, wo ich zum erſten⸗ 
male die Ehre habe, dieſe Tribüne zu betreten, ich damit beginnen kann, 
zwei Fortſchritte zu conſtatiren. Den erſten erblide ich in dem Wortlaut 
der Reſolution, welche uns der Abg. für Geldern vorgeſchlagen hat. Vor 
wei Jahren ſtellte derſelbe Abgeordnete den Antrag es möge eine gütliche 

usgleichung des heſſiſchen Verfaſſungſtreites verſucht werden; heute ſpricht 
er nur noch von einer Ausgleichung. Da die Wahl der Worte ſicher da⸗ 
mals wie heute eine wohlbedachte geweſen, fo liegt in dem Aufhören jener 
Hoffnungen auf einen gütlichen Weg ein Fortſchritt, den ich um ſo ieber 
anerkenne, als ich in einer andern Beziehung mit dem Abg. für Geldern 
anz übereinſtimme, in der Anſicht nämlich, daß allerdings die Quelle der 
Wirten in Heſſen nicht blos in dem Verfaſſungsſtreite, ſondern irgend wo 
anders liegt. Auch die Regierungserklärung — und dies erachte ich als den 
zweiten Fortſchritt — iſt erfreulicher Weiſe präciſer, als diejenige, welche 
wir in der Commiſſion erhalten haben. So erſcheint denn Vieles geebnet 
für unſre Behandlung der Sache, und ich halte jede fc für ſo E 
daß ſie dieſen ſchimpflichen Fleck in der deutſchen Geſchichte getilgt zu ſehen 
wünſchen muß. Ich weiſe darum auch den Vorwurf beſſich als wolle die 
eine oder andre Partei in dieſem Hauſe hinter der heſſiſchen Frage ewas 
Andres ſuchen oder finden. Wir alle vertheidigen die Rechtsbeſtändigkeit 
der heſſiſchen und damit auch die unfrer Verfaſſung; wir alle vertheidigen 
Recht und Ehre der deutſchen Nation, nicht die Civiliſation und Humanität 
im Sinne unſeres weſtlichen Nachbars. Die Rechtsfrage, ſollte man meinen, 
wäre durch die officiellen Aktenſtücke, die in der Frage vorliegen, wohl klar 
genug gelegt, dennoch muß ich einigen Anführungen des Vorredners gegen⸗ 
über darauf zurückkommen. ir, m. H., leugnen den rechtlichen Beſtand 
des Bundestags, das iſt es, was unſre Stellung zur Regierung ſo ſchwierig 


macht. Als der gegenwärtige Hr. Min, des Ausw. noch Geſandter in Wien 
war 1850, hat der Hr. Baron v. Schleinitz es verkündigt, daß die Bundesver⸗ 
ſammlung kechtlich und für immer aufgelöſt ſei, und in gleichem Sinn hat 
Hr. v. Radowig auch nachher ſich ausgeſprochen. Ja Haſſenpflug ſelbſt — 
und das iſt hoffentlich überzeugend für den ſo ſehr auf dem Standpunkte 
der heſſiſchen Regierung ſtehenden Hrn. Vorredner (Heiterkeit). — Hr. Haſ⸗ 
ſenpflug felbit hat im Ausſchuſſe der heſſiſchen Ständeverſammlung, am 7. 
März 1850, jede Einwirkung des Bundestages zurückgewieſen. Der Bun⸗ 
destag, jo ſchloß er damals, kann nie wieverhergeſtellt werden. Heiterkeit.) 
Dieſer Standpunkt, meine Herren, iſt inzwiſchen gefallen: Hr. Haſſenpflug 
ſelbſt hat ihn am eheſten aufgegeben, ſchon am 7. Aug. 1850. Der öſterrei⸗ 
chiſche Hof hatte inzwiſchen im Mai deſſelben Jahres die ſogenannte außer⸗ 
ordentliche Bundesplenarverſammlung einberufen, eine Einladung, der acht 
deutſche Regierungen gefolgt waren. Auch Hr. Haſſenpflug erſchien daſelbſt, 
nachdem er kurz vorher noch im Fürſtenausſchuß der Union mitgetagt. Am 
17. September 1850 ſchon exſtatteke er Vortrag über die kurheſſiſchen Zus 
Bande, und verlangte das Einſchreiten des Bundes auf Grund des Bundes: 
eſchluſſes von 1832. Ich mache den Hrn. Vorredner auf dies Datum auf⸗ 
merkſam. Dieſer Beſchluß von 1832 aber iſt doch wohl auf die legalſte 
Weiſe durch den Bundesbeſchluß von 2, April 1848 beſeitigt. Hr. v. Linde, 
der Geſandte für Liechtenſtein (Heiterkeit), erſtattete Bericht über das Ver⸗ 
langen Heſſens und befürwortete, demſelben zu entſprechen. Am 30. Sept. 
1850 ward beſchloſſen, einzuſchreiten. Darauf beruht der ganze heſſiſche Ver⸗ 
faſſungsſtreit. Sie kennen das Weitere, die Etappenſtraße, Olmütz, endlich 
die Entſendung eines preußiſchen Commiſſars, des Generals v. Peucker, 
nach Heſſen. Der Hr. General ward in Kaſſel mit all der Achtung, die dieſer Per: 
ſönlichkeit gebührte, empfangen. Und hier tritt nur ein Umſtand, wegen 
deſſen man gar angelegentlich von unſerer Regierung eine Erklärung wün⸗ 
ſchen möchte; es betrifft die Frage, in welcher Beziehung der Herr General 
v. Peucker zu dem Beſchluſſe des Oberappellationsgerichtes zu Kaſſel vom 
18. Dezbr. 1850, geſtanden habe. Dieſer Punkt iſt neuerdings durch eine 
Erklärung der großherzogl, weimariſchen Regierung angeregt worden. Der 
Name des Generals v. Peucker iſt dabei eine Mißdeutung ausgeſetzt wor⸗ 
den; er ſcheint gemißbraucht worden zu fein. Das Oberapellationsgericht 
nämlich, erkannte damals die beiden Commiſſare als Vertreter des voll⸗ 
ſtändigen Bundes an, indem der öſterreichiſche Commiſſar als Vertreter der 
frankfurter „Bundes⸗Plenarverſammlung“ auftrat, der preußiſche Commiſſar 
als Bevollmächtigtigter der zur Union ſich bekennenden Regierungen ange⸗ 
71 wurde. Die Legitimation, welche der Herr General v. Peucker in die⸗ 
er Beziehung beizubringen hatte, wurden vom kaſſeler Ober⸗Appellations⸗ 
Gericht als ausreichend erachtet, und daſſelbe fügte ſich der Exekution. Nun 
hatte aber neuerdings, im vorigen Jahre, die großherzoglich weimarſche Re⸗ 
gierung auf das Unzweideutigſte erklärt, daß ſie ſich an der Abſendung jener 
Commiſſare in keiner Weiſe betheiligt habe, und insbeſondere nicht an der 
des Generals v. Peucker. Auf Herrn v. Peucler folgte jenes Mitglied des 
höchſten preußiſchen Gerichtshofes, das durch ſein Wirken, durch ſeine be⸗ 
rühmte Diskuſſion über Flachland und Gebirge, durch ſeine Mithilfe am 
Umſturze der heſſiſchen Verfaſſung den Ruhm preußiſcher Richter nicht eben 
erhöht hat. Seit jener Zeit dauert die Verwirrung fort, im Weſentlichen 
beruhend auf der Unklarheit der Stellung, welche Preußen zum Bundestage 
einnimmt. Nun, meine Herren, ich will 11255 auf die weitläufige Frage von 
der Competenz nicht eingehen, denn für mich iſt der Artikel 46 der wiener 
Schlußakte in keiner Weiſe blos ein proviſoriſcher; ich betrachte ihn als einen 
definitiven. Die Frage von der Competenz des Bundes kann für die libe⸗ 
ralen Mitglieder des Hauſes nicht mehr zweifelhaft ſein, aber wohl kann 
e ſein, wie weit wir auftreten müſſen für das Recht Kurheſſens. 
a beſtreite ich denn auch ganz entſchieden die Behauptung des Vorredners, 
daß wir in dieſer Frage nicht offen, nicht loyal wären, daß wir dieſen Kampf 
für das Recht nur gleichſam zum Vorwand nähmen für einen andern Zweck. 
Meine Herren, indem wir hier ſtehen, kämpfen wir für den verfaſſungsmäßi⸗ 
en Zuſtand jedes deutſchen Stammes, und ſo führt dieſer Kampf zu der 
larheit und Zuverläſſigkeit des Sieges und zu der Ueberzeugung, daß wir 
endlich durchdringen werden. Wenn irgend eine Verfaſſung in Deutſchland 
auf eine continuirliche ordentliche Weiſe entſtanden iſt, ſo iſt es die kurheſ⸗ 
ſiſche. Wir wiſſen, daß ſchon ſeit dem dreizehnten Jahrhundert die Stände 
in Heſſen bei der Bewilligung der Steuern eine entſcheidende Mitwirkung 
hatten; wir wiſſen, daß dieſes Recht, wenn auch häufig außer Wirkſamkeit 
geſetzt, doch bis zu dem Jahre 1806 fortbeitand, bis zu dem Jahre, wo 
durch ein Bülletin Napoleons das Haus Falten als nicht mehr regie⸗ 
rend erklärt wurde, weil es ſich der Regierung unwürdig gezeigt habe. 
Als in dem Jahre 1813 die alliirten Mächte den Kurfürsten wieder in 
ſeine Länder einſetzten, da wurde durch ausdrücklichen Vertrag feſtgeſetzt, 
daß die Verfaſſung wieder herzustellen ſei. Auf Grund dieſer ver: 
tragsmäßigen Verpflichtung war ſchon damals Preußen in ein beſonderes 
verkragsmäßiges Verhältniß zu der kurheſſiſchen Verfaſſung getreten und 
darauf wurden 1815 die Stände berufen. Es kam keine Verfaſſung zu 
Stande. So kam das Jahr 1830. Der Kurfürſt war genöthigt, um der 
Gräfin Reichenbach willen aus ſeiner Hauptſtadt zu fliehen. Damals wur⸗ 
den wieder die alten Stände berufen, und mit dieſen ward die Verfaſſung 
von 1831 vereinbart, und dieſe Verfaſſung, welche allerdings vielfach, na⸗ 
mentlich von Haſſenpflug durchbrochen ward, hat 20 Jahre beſtanden. Dieſe 
Verfaſſung hat der Bund zwar niemals anerkannt, aber auch niemals be⸗ 
7 5 Der Abg. Reichenſperger hat uns das Geſpenſt der rothen Demo⸗ 
ratie vorgeführt; ich möchte hervorheben, daß gerade in Heſſen an einer 
Kammer, welche eine Majorität aus demokratiſchen Abgeordneten beſaß, alle 
ER en Aufregungen der abjoluten Staaten friedlich vorübergegangen find, 
eßwegen ſollte uns dieſes Geſpenſt nicht vorgeführt werden. Wenn alſo 
dieſes Volk, mit dieſes rechtmäßigen Verfaſſung im Jahre 1850 einen ſolchen 
Einbruch in ſeinen Beſitzſtand erfahren mußte, wenn ein ſolcher räuberiſcher 
Ueberfall verſucht wurde, da frägt man ſich allerdings, wer trägt die Schuld? 
und man wird ſich dann nicht mehr fragen, ob ſich die Kammer in dieſer 
oder jener Sache hätte nachſichtiger zeigen können. Man kömmt vielmehr 
zu der Ueberzeugung, daß hier eine planmäßig durchgeführte, auf den Um⸗ 
fun der Verfaſſung gerichtete und durch dieſen Umſturz auch nach außen 
wirkſame Umwälzung intendirt worden iſt. Wir wiſſen, wie dies zu Stande 
gekommen iſt, durch Haſſenpflug unter Mitwirkung des Mannes, welcher 
von unſerer Regierung als Geſandter empfangen und ſogar feierlich ausge⸗ 
Maite worden iſt, (Hört! hört!) Haſſenpflug, der vielfach die Anklage als 
iniſter verdient hat, iſt durch eine Reihe von Auszeichnungen geehrt wor⸗ 
den, und der Nepotismus hat die ganze Leitung der Staatsämter in Hän⸗ 
den gehabt. Es iſt dies erklärlich gegenüber dem Umſtande, daß in Kur⸗ 
heſſen in den höchſten Ständen ſelbſt die gewöhnlichen traditionellen Begriffe 
des Familienlebens abhanden gekommen ſind. (Heiterkeit). Die preuß. Regie⸗ 
rung hat bis jetzt als den Schwerpunkt der Sache, die Beziehungen zum Bun⸗ 
desrecht betrachtet; unſer 1 geht dahin, daß ſie auch die Beziehungen 
dem heſſiſchen Recht in den Vordergrund treten laſſen möchte, und daß 


u 
ſie den Verſuch, welchen der Miniſter v. Schleinitz in einer Note an die wie⸗ 


ner Regierung im Anfang vor. J. gemacht hat, daß ſie dieſen Verſuch offen 
aufnehmen möchte. Wir wünſchen aber weiter, daß ſie ſich nicht blos auf 
den Rechtspunkt ſtellt, ſondern auch auf den politiſchen, daß ſie allerdings, 
indem ſie dem kurheſſiſchen Volke zu ſeinem vollen Rechte verhilft, ſich auf 
dieſe Weiſe die Verbündeten ſchafft, welche ſie in nächſter Zeit ſo weſentlich 
gebrauchen wird. Es fragt ſich nun, wenn man in dieſem Punkte eine Ueber⸗ 
einſtimmung erwarten kann, in welcher Weiſe wir der Regierung rathen fol: 
len, vorwärks zu gehen. Denn wir erkennen allerdings an, daß das Haus 
auch über die Mittel klar ſein muß, welche es anwenden will. In dieſer 
Beziehung haben wir den beſtimmten Vorgang von 1850; damals hat die 
Regierung eine gewiſſe Gradgtſon eintreten laſſen. Der Standpunkt, den 
wir einnehmen, würde der eines entſchiedenen Vorgehens fein. Ich glaube 
allerdings, daß es ſich nur um ähnliche Gradationen Binden kann, und da wir 
nicht wiſſen, wie weit die Staats reg. ſchon gegangen iſt, ſo werden wir nicht ſagen 
können, welche Schritte zunächſt einzuſchlagen find, Allein es iſt moͤglich, daß 
eine ganz entſchiedene Haltung 
mal erklärt, mit allen ihren Mitteln zu verfolgen, nöthig wird; ich würde 
es für eine vollſtändig unannehmbare Aufgabe dieſes Hauſes anſehen, wenn 
es die Leidenſchaften des kurheſſiſchen Voltes aufregen wollte. Aber es iſt 
keineswegs nöthig, daß wir die Leidenſchaften ſchüren; fie find ſchon aufge: 
regt; die Steuerverweigerung hat ſchon begonnen, wenn ich einem mir fo 
eben angegangen Telegramme Glauben ſchenken darf, welches lautet: 
Heute Morgen ziehen in Hanau Steuer⸗Exekutoren, begleitet von einer Ab⸗ 
theilung Pionniere umher, um mit Dietrichen und Brecheiſen die Geld: 
ſchränke der Steuerverweigerer zu erbrechen (hört! hört); hanauer Schloſſer 
verweigerten dieſe Dienſtleiſtung (Bravo). — Die preuß. Regierung wird 
ſich geneigt finden laſſen, dem weiteren Andringen des diterr. Abſolutismus 
Widerſtand entgegen zu ſetzen; ſie wird nicht überſehen dürfen, daß auch 
diesmal das Beſtreben der öfterreih. Regierung dahin gerichtet fein wird, 
Preußen zu bemüthigen. Unter dieſen Verhältniſſen ſtehen wir allerdings 
in einer ſehr ernſten Zeit. Hier handelt es ſich um eine Angelegenheit, wo 

eußens Ehre verpfändet iſt, und es ſcheint mir, daß alle National⸗Ge⸗ 
unte nur einen Wuünſch hegen können, und das iſt der Wunſch daß die 

gierung nach ihrer heutigen Erklärung vorwärts ſchreiten, alle Mittel in 

wendung bringen, und ihre Aufgabe nicht als gelöſt anſehen möge, wenn 
ſie nur in einem Proteſt ſich ausſpricht (Bravo.). (Fortſ. folgt.) 


der preuß. en für das, was fie ein⸗“ 
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Berlin, 14. Febr. [Amtliches.] Se. Maj. der König haben 
allergnädigſt geruht: Dem Eiſenbahn⸗Direktor Haehner zu Köln den 
rothen Adlerorden dritter Klaſſe mit der Schleife, dem Baumeiſter und 
Betriebs⸗Inſpektor der Köln-Gieffener Eiſenbahn, Rueger zu Betzdorf 
im Kreiſe Altenkirchen, den rothen Adlerorden vierter Klaſſe, ſo wie 
dem königl. Kammer⸗Lakaien außer Livree Berge, dem Bahnmeiſter 
Friedrich Kleine zu Schladern im Kreiſe Waldbroel, dem Bauaufſeher 
Gottlieb Buge zu Dillenburg und dem Bahnmeiſter Anton Schult— 
heis zu Betzdorf das allgemeine Ehrenzeichen zu verleihen; ferner den 
Gerichtsaſſeſſor, gräflich Stolberg'ſchen Regierungsrath Ludwig Carl 
Franz v. Doetinchem de Rande zum Landrathe des Kreiſes San⸗ 
gerhauſen, im Regierungs⸗Bezirk Merſeburg, zu ernennen. 

Se. Maj. der König haben allergnädigſt geruht: Dem Lektor der 
neueren orientaliſchen Sprachen an der Univerſität zu Berlin, Dr. Pie⸗ 
traszewski, die Erlaubniß zur Anlegung des von des Schah von 
Perſien Majeſtät ihm verliehenen Löwen: und Sonnen-⸗Ordens dritter 
Klaſſe zu ertheilen. St.⸗A. 

[Patent.] Dem königl. Commerzienrath Borſig hierſelbſt iſt unter dem 
11, Febr. 1862 ein Patent auf einen durch Zeichnung und Beſchreibung er: 
läuterten, in ſeiner ganzen Zuſammenſetzung als neu und eigenthümlich 
anerkannten Apparat zum Abdampfen zuckerhaltiger, ſalzhaltiger und anderer 


Flüſſigkeiten, ohne Jemand in der Anwendung bekannter Theile deſſelben zu 
beſchränken, und ein Patent auf einen durch Zeichnung und Beſchreibung erläuter: 


ten, in feiner ganzen Zuſammenſetzung als neu und einenthümlich anerkannten, f 


continuirlich arbeitenden Deſtillirapparat, ohne Jemand in der Benutzung 
bekannter Theile deſſelben zu beſchränken, jedes auf fünf Jahre, von jenem 
Tage an gerechnet, und für den Umfang des preußiſchen Staats ertheilt 


worden. = 
Oeſterrei ch. 

Wien, 13. Februar. [Das Concordat.] Der telegraphiſch 
aviſirte Artikel des „Dr. J.“ lautet: Eine in der vorgeſtrigen Herren: 
haus⸗Sitzung überreichte Interpellation macht, eben weil ſie in dieſer 
hohen Verſammlung vorkam, ein ſo großes Aufſehen, daß die öffentliche 
Aufmerkſamkeit kaum minder davon in Anſpruch genommen wird, wie 
von der in Berlin überreichten identiſchen Note: 17 Fürſten und 
Grafen ſchloſſen ſich nämlich dem Grafen Hartig an, um das Staats- 
miniſterium zu interpelliren aus Anlaß der Verfügung mehrerer Bi⸗ 
ſchöfe, namentlich in Böhmen, wonach die Verwaltung des Kirchen⸗ 
vermögens auf Grundlage des Concordats in die Hände der Kirche 
zurückzukehren hat; die Interpellanten fragen, ob dies ohne Interveni⸗ 
rung der Staatsbehörden geſchehen ſolle, indem ſie glauben, daß von 
der Abänderung den Patronen im behördlichen Wege, nicht aber 
durch einfache Conſiſtorial-Mittheilungen ſollte Nachricht gegeben 
werden. Die Kirchenpatronats-Frage iſt ſchon vor Kurzem, ein⸗ 
läßlich einer Verhandlung im hieſigen Gemeinderathe, angeregt 
worden, und ein Kirchenrechts-Lehrer der wiener Unioerſität 
gab das Gutachten ab, daß die Rechte der Kirchenpatrone 
auf Grund des Concordats nicht beeinträchtigt werden können. Wie 
dem auch ſei, ſo iſt jedenfalls unzweifelhaft, daß dieſer Vorgang die 
Nothwendigkeit, endlich die Ausführung des Concordats, welches nur 
Prineipien aufſtellt, auf dem Wege der Landesgeſetzgebung zu re: 
geln, wieder einmal ſehr nahe legt. Man vernimmt denn auch, daß 
ſich die Regierung mit dieſer Angelegenheit ſehr ernſtlich befaßt; denn 
nicht blos ſie, ſondern auch die Kirche hat ein ſehr dringendes Intereſſe 
an deren baldigſter Erledigung. Die Sachlage iſt derart, daß in der 
einen Hälfte der Monarchie das Concordat noch gar nicht anerkannt 
iſt, und daß es in der andern wohl als Staatsvertrag beſteht, nicht 
aber in der Staatsgeſetzgebung vollſtändig durchgeführt ift, fo daß ſich 
fortwährend Gompetenzconflicte und Rechtsunſicherheiten ergeben. Aus 
dieſem Geſichtspunkte erſcheint allerdings eine Reviſion des Coneordats, 
in welchem auch mehrere prinzipielle Punkte unläugbar mit dem neuen 
Verfaſſungsrechte des Kaiſerſtaates in Widerſpruch ſtehen, allſeitig ge⸗ 
boten, und die römiſche Curie, dies vollſtändig einſehend, hat dazu 
bereitwilligſt die Hand geboten. Man ſagt, Freiherr v. Hübner habe 
die Miſſton erhalten, die betreffenden Verhandlungen in Rom zu leiten. 
Ich möchte indeß es für wahrſcheinlicher halten, daß die in der Ange⸗ 
legenheit nothwendigen Conferenzen hier in Wien als in Rom gehalten 
werden. 


c —— —— 


Breslau, 15. Februar. [Die Eisſprengungen be 
Maltſch.] Das am Mittwoch Abend in Maltſch angekommene Pion⸗ 
nier⸗Commando aus Neiſſe hatte feine Vorarbeiten im Laufe des Don⸗ 
nerſtags, wo inzwiſchen die Sprengkörper von Breslau eingetroffen 
waren, ſo weit vollendet, daß geſtern die erſten Sprengverſuche gemacht 
werden konnten. Dieſelben haben ein ſehr günſtiges Reſultat gehabt 
und war die Wirkung eine ſehr erfolgreiche. Wie man ſich geſtern 
hier erzählte, ſoll indeß bei den Sprengverſuchen ein Pionnier verun⸗ 
glückt und ertrunken ſein; hoffentlich beſtätigt ſich dieſes Gerücht nicht, 
zumal doch gewiß alle Vorſichtsmaßregeln bei den Verſuchen getroffen 
find. Das intereſſante Schauſpiel der Sprengungen zieht viele Fremde 
und Sachverſtändige nach Maltſch, und wie aus Breslau, ſo ſind ſogar 
aus der Reſidenz einige Perſonen herbeigeeilt, um die wirklich koloſſale 
Eisverſetzung in Augenſchein zu nehmen. Der kleine Platz hat daher 
im Augenblick ein ſehr belebtes Ausſehen. — Es wurde geſtern eine 
Strecke von ungefähr 6— 700 Schritt freigelegt und kann bei günſti⸗ 
ger Witterung bis Mitte künftiger Woche die ganze Arbeit vollendet ſein. 
— — . — — named] 


Meteorologiſche Beobachtungen. 


Barometer Luft Allgemeiner 
Stationen. bei 0 Gr. ee Wind. Witterungs- 
Par. Maß.] Neaumur, Zuſtand. 
Wien 271100 | —20 WSW. 3. Bedeckt. 
Paris 28 2,94 | 0,7 Windſtill. Bedeckt. Nebel, 
RA Greenwich 28 077 | +39 N. J. Bedeckt. 
A Petersburg 27 8,25 — 7,0 Windſtill — 
25 / Moskau 27 4,97 — 6,1 SW. 3. Bededt, 
5 0 Madrid 28 0,77 5,3 W. 1. Nebel. 
„/ Berlin 28 0,15 —42 SO. 1. Bedeckt. 
28 Lonigsberg. .. . 28 3,418 12,6 SO. 1. Bedeckt, 
Breslau 27 8,78 —48 N. 0, Trübe, 
E ln... 28 0,77 | +08 NRW. . Bedeckt. 
3% (Frankfurt a. M.] 27 9,76 — 0,3 — Heiter. 
Breslauer Sternwarte. 
14. Febr. 10 U. Nbds 27 7,36 | —10 . 2 Bed. Schnee Reg. 
15. Febr. 6 U. Morg.] 27 9,76 —68 2 Heiter. 1 


die Rente zu 71, 20, fiel auf 70, 95 und ſchloß matt zur Notiz. Conſols von 
Schtuß⸗ 
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Br., pr. 


«| matter, , Gel. — Wispel. 


Aktien⸗Cert. 279, —. Creditaktien 201, 40. London 137, 70. Hamburg 
02, 50. Paris 54 60. Gold —, —. Silber . —. Cliſabetbahn 158, —. 
Lomb. Eiſenbahn 276, —. Neue Looſe 126, 25. 1860er Looſe 91, 40. 
Frankfurt a. M., 14. Febr., Nachm. 2 Uhr 30 M. Oeſterr, Effekten 
in Folge niedrigerer wiener Notirungen etwas billiger abgelaſſen. Schluß⸗ 
Courſe: Ludwigshafen⸗Berbach 130%. Wiener Wechſel 85. Darniſt. Bank⸗ 
Aktien 205%. Darmſt. Zettelbank 249%. Sproz. Metall. 50%. 4 proz. 
Metallig. 43. 1854er Looſe 63%. Oeſterreich. National⸗Anleihe 59%, 
Oeſterr.⸗Franz. Staats⸗Eiſenb.⸗Aktien 240. Oeſterr. Bank⸗Antheile 710. 
Oeſterr. Credit⸗Aktien 170%. Neueſte öſterr. Anleihe 6671. Oeſt. Eliſabet⸗ 
bahn 113%. Rhein⸗Nahe⸗Bahn 25%. Mainz⸗Ludwigsh. Litt. K. 117. 

Hamburg, 14. Februar, Nachm. 2 Uhr 30 M. Matte Stimmung. 
Courſe im Verlaufe der Börſe gewichen. Schluß⸗Cour e: National⸗An⸗ 
leihe 61. Oeſterr. Credit⸗Aktien 724. Vereinsbank 101%. Norddeutſche 
Bank 94. Rheiniſche 92%, Nordbahn 59%. Disconto 2%. Wien 104, 
50. Petersburg 29. 

Hamburg, 14. Febr. [Getreidemarkt.] Weizen loco etwas Umſatz 
zum Verſandt, ab auswärts ganz geſchäftslos. Roggen loco feſter, ab Dan⸗ 
zig 86—87 Br., ab Königsberg 87 —88 Br. Oel pr. Mai 27%, pr. Okt. 
26%. Kaffee in Folge geſtriger Berichte über die holländiſche Auktion ent⸗ 
ſchieden feſtere Stimmung. Eisgang bei heftiger Strömung der Elbe fort⸗ 
dauernd. 

Liverpool, 14. Februar. [Baumwolle.] 20,000 Ballen Umſatz. — 


Preiſe gegen geſtern unverändert. Upland 12%, Orleans 13. Wochen⸗ 
umſatz 53,520 Ballen. ; 
London, 14. Februar. Getreidemarkt (Schlußbericht). In engli⸗ 


unverändert. Roggen loco 4 555 auf Termine 2 Fl. niedriger. Raps 
April 80%, Oktober 72. Rüböl Mai 42%, Herbſt 40. 
Berliner Börse vom 14. Februar 1862. 
Fonds- und Geideourss. na 45 
Freiw. Btaate-Auleihol44, 102 bz. Oberschles, B. 7% 3% 121½ B. 
Stang Anl. von a dito 0. . 7. 4 46 
62, 64, 66, * 5 25 m bz. dito Prior A. — 9y0 
dito 853 4100 b dito Prior E. — 7 87% B 
dito 1688 8 108% bz. dito Prior 0. — — — 
Itasts-Schuld- ch. . 43 125, bz. dito Prior D. — 496 br 
Prän.-Anl. von 1865 3½22½ bz. dito Prior E. — 131186 B 
Berliner Stadt-Obl. . 41211027, B. &ito Prier F. 16 101 8 
Kur- u. Neumärk. .|4 Noch Oppeln-Tarnow i 437 ½ ba 
2 dito dito 101% B Prinz-W. (St.-V.) 4 67 bz 
„ Fommerscheo . 55 91%, bz. Buoinischo 4% 4 1924, & 92 bz LE 
3] dito udue 101 B dito (8) Fr. — | 4 198 
51 Pogensche . dito Por. | — 14 997 
— Ito . 7 . dito III. Em. | — 7 8 
dito nouo . 1½ ba. anein-Nahebahn | — | 4 |: 
chlesische „.....131,]941% B. Ruhrort-Urefoid, | 34.344 18 
o Kur- u. Noumärk, 10014 B. Starg.-Posener ..| 34, 3 
Pommersche 4 00% bz Thüringer ...... 64: 4 [118 
E Posengche . 468 ½% ba Wilhelms-Balın „| — 440, 
3 Ereueelsche . . 4 69 ba. dito Prior... — 4489 
= |Wostf. u. Rhein. . 4 |99 bz. to III. Em. — 4410 
4 Sächsische 4 100 ba. dito Prior 81. — 4 
Schlesische 100.0 o — 
Couisdorrr . — 1093, 6. - 
Goldkronen . . . .. 67 . Preuss. und ausl. 
Ausländisahe Fonds, Div.“ E. 
1860| F. 
Oesterr. Metall. . 46 61% bz. Berl. K.-Ver amn. 5 | 4 
dito baer Pr.-Anl, | 4 67 f. Berl.-Hand.-Goe. | 5, 4 
dito neue 100-1.-L.] — 61 B. Berl. W.-Cred. G. — | 5 
dito Nat.-Anleihe .| 5 5 461 bzuB || Braunschw.Bank! 44 
dito Bankn.n.Whr.| — 172% br. remer is 94 
Buse.-ongl. Anleihe . 6 98 ½ bz. Coburg. Orodit-A. — 4 
Atto 8. Anlelho...| 6 85 8. Darms. Zettol-B. 7% 4 
dito poln. Sch.-Obl.] 481 ½ bau. B. Darmst. Credb.-A. 4 4 
Poln. Pfaudbriefo 4 — — Doss. Greditb.-A. | 1 
dito III. Em... 18 bau B Disc,-Om.-Anthl. | 6% 4 
Poin. Obl. à 500 FI. . 4 2% G. Genf. Oreditb..A. | 244 
dito 3 300 El. .] 8 EG. Gerser Bank ...! 44 
do à 200 Fl. 24% 6. Hamb. Mrd. Ba 44 
Poln. Banknoten. . 54½ G. u Ver. 5 14 
Kurhess, 40 Thlr.. 7 bz. Hane, Fi 1 
Baden 36 El.... .... 32 etw. bz Leipziger “ 2 4 
e Luxembrg, 74 4 
Astion-Üourse. Magd. Priv. 5 3% 4 
Div. E- Mein.-Oreditb.-X ] 5 4 
l 1860 F. Minerva-Bwe.-A.| — 8 |; 
Aach.-Düsseld..) 3% e B. Osster. Ordib.-A.| 8 5 
Aach.-Mastricht, | — 4 gas bx. 08, Prov.-Bank 4 
Amst-Retterdam| 5 | A I8)4, bz Preuss.B.-Anthi! 8 4 
Berg.-Märkische | 8% 4 |104 bz Send. Bank-Ver, | 7 
——— 7 e Thüriuger Bauk | 24, 46 
erlin-Hamburg. etw. h2. Weimar. Bank., 
Borl.-Potsd.- Med. 9] 4 15½ 4167 U RER, 
Berlin-Stettinor .| &4] 4 1128 bz. Weelisel-Oourse. 
Broslau-Freiteg. 6 ½ 4 120% 4 120 be. Amstard an 10 T. 142% G 
Cöln-Mindener .. 10 %½/ 3% b. RER 2 M. 142½ G. 
Franz. St.-Tisend.] 7} 135 ½ & 13½ bz [Hamburg 8. T. 181% ba. 
Ludw.-Bexbach. | ® | 4 130%, bz. MO se e e ee M. 750 % bz. 
Magd.-Halborst, . 18% 4 1210 B. Lo nden 3 M. 8. 21%, ba. 
Mag d.-Wittenbrg.] 2 | 4 44 4 44½ ba Di e 2 M. 79% bz. 
Meinz-Ludw. A. | 5%] 4117 & ‚16 ha, Wien östers, Währ.|8 T. 73 v bz. 
Mecklenburger. 2% 4 154%, 4 ½ bz A 2 K. 2½ ba. 
Münster- Hammer 4408 ½ Augoburg g M. 86. 26 G. 
Neisse-Brisger ..| 24 | 466 B.- ane rege T. % G. 
Niederschles, ... 4468, bz. e ges e M. 90 , G. 
N.-Behl.-Zweigb. 4. 46 7% br, vankfurt a. M U. (66. 28 G. 
Norab. (Fr. W.) | 24] 4 60% 4 5% b. B. Peeirabur gz. 3 W. b. 3 u. 92% b 
dito Prior. .. — 4½ 1040. arschau 8 T. 84 6. 3 
Oberschlae. A.. . 77 1314]:38 B. Bremen 8 F. 109% da. 
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Berlin, 14. Febr. Die Börſe, die heute ſchon auf die gewichenen Courſe 
der 85 pariſer Börſe hin ſehr matt, ſelbſt nicht ohne deutlich ae 
tretende Zeichen der Flauheit eröffnete, verfiel in einen der Panik nicht un: 
ähnlichen Zuſtand, als Nachrichten über die heute in der kurheſſiſchen Frage 
stattfindenden Debatten des Abgeordneten⸗Hauſes ſich zu verbreiten anfingen. 
Es ſcheint, daß die Beſorgniß vor den Eindrücken, welche dieſe Debatte her⸗ 
vorbringen würde, ſchon vorher „ veranlaßt hatte, deren 
Wirkung in Verbindung mit umfaſſenden Pier ngeboten und Zurückhal⸗ 
tung der Käufer die meiſten Gffecten empfindlich drückte. Ueberall, wo das 
Angebot mit einiger Dringlichkeit auftrat, gingen die Courſe um Prozente 
zurück, bei vielen Papieren, Darmſtädter Credit namentlich, brachte jet der 
Schluß der Börſe keinen Stillſtand in die rückgängige Bewegung. Die be: 
ſten Eiſenbahngetien und Prioritäten fanden nur zu 1 bedeutend ermäßig⸗ 
ten Courſen Käufer. Der Geldmarkt war etwas weniger flüſſig, Disconto 
aber weſentlich unverändert, erſte berliner Banquierwechſel jedenfalls mit 
24% eher geſucht als angeboten. (B.- u. 9.3.) 


einſter 60—61 
715 3 S gelbe 36 — 38 Sgr. — 


ſiſcher 2327 ale 


* 
Sgr. — Erbſen vernachläſſigt. 


— Wicken, gute Waare fehlt. — Bohnen unverändert, — Oelfaaten 
ohne Offerten. — Schlaglein feſt. j 
Sar.pr,Säft, Sar.b.Schi 

Weißer Weizen 75—85—90 Wi cken 43—46—49 
Gelber Weizen 7583-89 Bohnen . 58—64—70 
Roggen 55—58—61 Shale Sad a 150 fo. Brutto, 
Gerke IT FEN. 35—39—42 Schlagleinſaat . 155—170-—190 
Bates RD 22—24—27 Winterraps 200—215—230 
Erbſen. 45—55—62 Sommerrübſen .. 160-170—186 . 


Kleeſaat in unveränderter 
Thlr., weiße 13—15—19.—21— t. 

Thymothee ſehr matt, 7—8% Thlr. pr. Ctr. 
a 150 Pfd. netto 20—2 Sgr. pr. Metze —. 
bes Naböl unverndert re h | 
Rohes Ri rändert, pr. Ctr. loco und nahe Termine 12%, Thlr. 
Frühjahr 12% Thlr. Br. — Spiritus pr. 100 Quart a. 9057 
Tralles loco 15% Thlr. Br. Februar 16% Thlr. Br., Frühjahr 16% Br. 


Poſen, 14. Februar. Wetter: hell bei ſtarkem Froſt. Roggen: etwas 
März do,, März⸗April 447% . re hahn 4 N. 665 il le 
irz do., r 44% Br., Frühjahr hi „ April⸗Ma 
447% bez u. Gb, Mai⸗Juni 44% Br. u. on A 0 
Spiritus: flau. Gel, — Ort. Loco per d. Monat 16% bez. u. Br., 
März 16% bez. u. Gld., April 16% bez. u. Br., April⸗Mal 16 bez. 
u. Br., Mai 16%. Gld., % Br., Juni 16% Br. u. 725 uli 17 Gld. 
Hartwig Kantorowicz Söhne. 


Verantwortlicher Redakteur; R. Bürkner in Breslau. 
Druck von Graß, Barth und Gu (W. Friedrich) in Breslau. 


reishaltung, 9 
2 rothe 7—9—11—12—13 
— Kartoffeln pr. Sack 


